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HZ Nr. 26 26. Juni 2014
«Debatte um Einheitskasse»
Die Forderungen der Lin-
ken werden immer dreister, 
die Inhalte gefährlicher. 
Nach krassem Schiffbruch 
bei den letzten Abstim-
mungen will die SP mit der 
Einheitskasse auch unser 
Gesundheitssystem 
 verstaatlichen. Käme dies 
zustande, wäre das 
 wahrhaftig eine sehr teure 
Dummheit. Eine Einheits-
kasse öffnet dem Abbau 
medizinischer Leistungen 
Türen und Tore. Sie belas-

tet mit den Familien gerade 
jene, die bereits heute 
 unter der Prämienlast lei-
den. Ja, sie würde alle 
gleich behandeln, egal ob 
man sich  kostenbewusst 
und  eigenverantwortlich 
zeigt. Der grösste Teil des 
Volkes ist heute zufrieden 
mit dem Gesundheitswe-
sen. Einmal mehr zeigt sich 
der be rühm te Ast, auf dem  
wir gut sitzen, stark und 
 gesund. Nur Unverbesser-
liche wollen daran sägen. 
Den Eindruck, dass einige 
Menschen nicht wissen, 
wie gut wir es in unserem 
Lande haben, wird man 
nicht los!
Bruno Fäh

HZ Nr. 26 26. Juni 2014
«Zusammenarbeit zwischen 
China und der Schweiz»
Vor lauter #Renminbi-
Drehscheiben wirds  
einem bald schwindelig.  
@Handelszeitung schreibt, 
Schweizer & Chinesen 
 rücken zusammen.
Andreas Adam
@ndrsdm 

HZ Nr. 25 19. Juni 2014
«Debatte um international 
verständliche Berufstitel»
Gewisse Bildungsstrate-
gen und ihre Beamten  

fördern die Akademi-
sierung!
Peter Werner
@Transparenz1  

HZ Nr. 26 26. Juni 2014
«Ranking: Die grössten      
Firmen der Schweiz»
@vitolgroup vor Glencore 
und @Trafigura: Fünf 
 umsatzstärkste Schweizer 
Konzerne sind alles 
 (wieder) Rohstoffhändler.
Oliver Classen
@Oliver_Classen 
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«E-Zigarette statt   
Nikotinpflaster»
Ich ermutige jeden, von  
der Zigarette auf die 
 E-Zigarette umzusteigen. 
Natürlich empfehle ich 
 keinem Nichtraucher, mit 
E-Zigaretten anzufangen. 
Und in Kinder- und 
 Jugendlichenhände gehö-
ren die Dinger natürlich 
auch nicht.
Oliver Fässler

HZ Nr. 26 26. Juni 2014
«Umsätze des Online-    
Handels weiter gestiegen»
Nur merke ich nichts da-
von. Ich habe mit einer 
Zeitungsanzeige wesent-
lich mehr erreicht als 
heute mit meiner Websei-
te, die seit fast 2 Jahren 
 existiert. Magere 180 
 Besucher im Monat, 
 vielleicht ein bis drei 
 Anfragen im Quartal. Und 
Anfrage heisst noch lange 
nicht, dass man  etwas 
verkauft. 2014 habe ich 
übers Web null Umsatz 
gemacht.
Thorsten Nupnau

@
DIALOG

Schreiben  
Sie uns
Ihre Meinung ist uns wichtig. 
Wir freuen uns über Kritik, 
Lob und Anregungen über 
folgende Kanäle:

E-Mail: redaktion@ 
handelszeitung.ch
Twitter: twitter.com/ 
handelszeitung 
facebook:  
facebook.com/ 
handelszeitung
Online: Posten Sie  
Ihre Meinung auf  
www.handelszeitung.ch  
unter einen Artikel

Volksrechte
Im Parlament sitzen Angsthasen

Immobilien Fatale Verteufelung der Kapitalbezüger

Die Schlagzeile war fett: Eine «Geheim-
gruppe des Bundes will die Volks-
rechte abbauen», trompetete unlängst 
ein auflagenstarker Titel in den Sonn-
tag hinaus. Ausrisse aus Protokollen 

illustrierten die reisserische Behauptung und 
 erweckten den Eindruck, in einem abgedunkelten 
Hinterzimmer würde an unseren direktdemokra-
tischen Institutionen gehobelt. Die politischen 
 Akteure waren sofort auf Deck. So forderte die  
FDP eine Stellungnahme des Bundesrats und die 
Ver öffentlichung der aufgelaufenen Kosten. Dabei 
übersah sie, dass zwei Mitglieder dieser angebli-
chen Geheimgruppe ehemalige freisinnige Gene-
ralsekretäre sind. 

Wie sich herausstellte, hat sich die lose Gruppie-
rung mit dem Namen Democrazia Vivainta auf Ein-
ladung der Bundeskanzlei viermal getroffen. Sie tat 
das, was Arbeitsgruppen und mehr als hundert 
 Expertenkommissionen auch tun: Sie dachte nach, 
trug Ideen zusammen und diskutierte. Honorare 
wurden nicht entrichtet, zweimal gab es Brötchen 
und etwas zu trinken – so viel zum Thema Kosten. 
Der Sonntagsprimeur basiert auf einem Telefonge-
spräch mit einem Mitglied dieser Denkgruppe. Dass 
es mitwirkt, konnte man schon seit geraumer Zeit  
auf seiner Webseite einsehen – so viel zum Thema 
 geheim. Dass die Hintergründe von ihm stammten, 
 unterschlug die «SonntagsZeitung», sonst wäre der 
Skandal auf lapidare zehn Zeilen zusammengefallen. 

Rückblende: Die freisinnige Grossfamilie be-
schnitt 1891 ihre damals noch grenzenlose Macht, 
indem sie politischen Minderheiten eine starke 
Waffe in die Hand drückte: die Volksinitiative. Dank 
ihr brachten sich die Katholisch-Konservativen (die 
heutige CVP) und die Sozialdemokraten ein, und 
sie stiessen dabei oft Grundsatzfragen an. Erinnert 
sei an das Proporzwahlsystem, das kurz nach dem 

Landesstreik 1918 eingeführt wurde. Während in 
den meisten anderen Demokratien eine tiefe Kluft 
zwischen der politischen Elite und dem Volk be-
steht, sind Schweizerinnen und Schweizer im poli-
tischen Prozess eingebunden, indem sie alle drei 
Monate an Abstimmungen teilnehmen können. 
Dieses ständige Partizipieren ist ein Grund dafür, 
dass sich keine nennenswerte Politikverdrossenheit 
festsetzen konnte. 

Vor etwa 20 Jahren begann sich der Charakter 
der Volksinitiative zu verändern. Heute ist sie pri-
mär ein Vehikel für das politische Marketing. Den 
Parteien geht es darum, dass ihre Mitglieder in 
Wahljahren sich auf der Strasse zeigen und Unter-
schriften sammeln. 2011 verzichtete von allen grös-
seren Parteien nur die BDP auf eine Volksinitiative. 
Wer Unterschriften sammelt, so die Devise, ist nahe 
beim Volk und holt mehr Stimmen. Nebenbei lassen 
sich Spenden generieren, neue Mitglieder werben 
und die Medienarena bespielen. Die liberalen Vor-
denker des modernen Bundesstaats würden sich  
im Grab umdrehen, wenn sie mitbekämen, was aus 
ihrer Volksinitiative geworden ist.

Die Erfolgsquote der Volksinitiativen hat sich in 
ihrer 123-jährigen Geschichte signifikant verbes-
sert: Seit 1891 wurden insgesamt 22 Begehren ange-
nommen, die Hälfte davon in den letzten 20 Jahren. 
Heute greifen sie oft emotionale oder populistische 
Themen auf, und sie sind listiger formuliert als frü-
her. Ob es einen Zusammenhang mit gesellschaft-
lichen Veränderungen gibt, wurde bislang leider 
nicht untersucht. Problematisch ist, dass mehrere 
Volksinitiativen übergeordnetes Recht wie zum 
 Beispiel das Völkerrecht verletzen. 

Die Hürden für die Volksinitiative wurden  
seit ihrer Einführung immer tiefer. Ursprünglich 
brauchte es für das Zustandekommen 7,6 Prozent 
der Stimmberechtigten, inzwischen sind es noch 

1,95 Prozent. Mit derselben Hürde wie zu Beginn 
bräuchte es heute nicht weniger als 390 000 Unter-
schriften. Angesichts dieser Zahl mutet es seltsam 
an, wie Alt-Staatssekretär Jean-Daniel Gerber ge-
deckelt wurde. Er hatte sich für eine Verdoppelung 
der Unterschriftenzahl auf 200 000 starkgemacht. 

Niemand will als Abbauer der 
Volksrechte gebrandmarkt werden

«Kein Abbau an den Volksrechten!» tönt es aus 
fast allen politischen Lagern. Keine Frage, man will 
auf der Seite des Volkes stehen. Bloss riecht dieser 
Imperativ nach Opportunismus. Dass die Hürden 
stetig sanken, wird im lauten Gedöns ausgeblendet. 
Die jüngsten Reformvorschläge des Bundesrats 
 wurden bereits wieder zurückgewiesen. Im Parla-
ment sitzen Angsthasen. Niemand will am Vorabend 
des Wahljahres 2015 als Abbauer der Volksrechte 
 gebrandmarkt werden. Ihnen sei in Erinnerung 
 gerufen, dass das Parlament 1977 die Anzahl Unter-
schriften auf 100 000 verdoppelte. Ohne Referen-
dum, Lärm und Warnungen vor einer Plutokratie. 

Aus meiner Sicht stehen zwei Anpassungen im 
Vordergrund: Erstens, eine leichte Erhöhung der 
Unterschriften. Anstelle einer statischen Zahl wäre 
eine dynamische Zahl eleganter, etwa 2,5 Prozent 
der Stimmberechtigten. Zweitens, Volksinitiativen 
müssten geprüft werden, bevor die Unterschriften-
sammlung beginnen kann. Diese Aufgabe über-
nimmt nicht das Bundesgericht, sondern bewusst 
ein politisches Gremium: das Parlament. Auf diese 
Weise würde es gestärkt. – Volksinitiative und Refe-
rendum sind grossartige Errungenschaften, die viel 
zum Erfolgsmodell Schweiz betrugen. Aber es ist 
höchste Zeit, dass das Parlament wieder selbstbe-
wusst darauf hinweist, was unser Staatswesen ist: 
eine halbdirekte Demokratie.

Der Bundesrat hat kürzlich erste Rich-
tungsentscheide für eine Reform der Er-
gänzungsleistungen (EL) gefällt. Er plant, 
den Kapitalbezug aus der obligatori-

schen beruflichen Vorsorge (BVG) ganz oder teil-
weise zu verbieten. Für den Pensionskassenver-
band ASIP ist dieser kategorisch formulierte Rich-
tungsentscheid nicht zielführend. Es ist nicht nach-
vollziehbar, weshalb der Bundesrat diesen Ent-
scheid jetzt veröffentlicht hat, obwohl er im Novem-
ber 2013 noch umfassende Abklärungen in Aussicht 
gestellt hatte. Ohne konkrete Zahlen auf den Tisch 
zu legen, wird pauschal behauptet, Kapitalbezüger 
würden ihr BVG-Geld verprassen und seien an-
schliessend auf von den Steuerzahlern finanzierte 
EL angewiesen. 

Die Gesamtheit der Unschuldigen 
darf nicht bestraft werden

Dabei wird mit den falschen Zahlen gerechnet. 
Nicht der Anteil der EL-Bezüger, die vorher einen 
Kapitalvorbezug getätigt haben, ist relevant, son-
dern umgekehrt der Anteil der Kapitalvorbezüger 
mit Problemen gemessen an der Gesamtzahl der 
Kapitalbezüger. Sonst wird die Gesamtheit der Un-
schuldigen bestraft wegen des Fehlverhaltens eini-
ger weniger. Es gibt bis heute keine für die ganze 

Schweiz erhärtete, wissenschaftlich untermauerte 
Korrelation zwischen Kapitalbezug und nachfol-
gendem EL-Bezug. Zu diesem Ergebnis kam auch 
eine Untersuchung an der Fachschule für Personal-
vorsorge. Die fixe Idee, Rentner würden generell 
das ausbezahlte Kapital verprassen und dann un-
begründet EL in Anspruch nehmen, ist falsch und 
unfair gegenüber der Mehrheit, die sich korrekt 
verhält. Es geht nicht an, ohne klare Fakten nur auf-
grund von wenigen, aber spektakulär geschilderten 
Einzelfällen den Kapitalbezug zu verteufeln. 

Der ASIP verkennt die Tatsache nicht, dass die 
EL-Ausgaben in den letzten Jahren angestiegen 
sind – im Jahr 2013 um 2,1 Prozent auf 4,5 Milliar-
den Franken. Diese Entwicklung hat aber andere 
Ursachen, insbesondere sind demografische Fak-
toren und vor allem die Auswirkungen der 2011 in 
Kraft getretenen Neuordnung der Pflegefinanzie-

rung zu beachten. Es ist Aufgabe der Kantone, zu 
definieren, wie sie die Pflegekosten abrechnen, die 
nicht durch die obligatorische Krankenversiche-
rung gedeckt sind. Einzelne Kantone belasten diese 
Pflegekosten voll den EL und haben deshalb Kos-
tensprünge in ihren EL-Rechnungen zu verzeich-
nen. Anstatt Kapitalbezüge einzuschränken, wäre 
vielmehr bei diesen Kostentreibern anzusetzen.

In Erinnerung zu rufen ist, dass im BVG die Al-
tersleistungen in der Regel als Renten ausgerichtet 
werden. Gemäss Sozialversicherungsstatistik 2013 
machten die Rentenzahlungen 2012 80 Prozent und 
die Kapitalleistungen 20 Prozent aus. Auch wenn 
knapp die Hälfte der Neurentner (rund 35 000) ei-
nen vollständigen oder teilweisen Kapitalbezug 
verlangt, ist die Schlussfolgerung, der Kapitalbezug 
führe automatisch zu einem EL-Bezug, nicht erwie-
sen. Analoge Überlegungen gelten für den Vorbe-

zug, um selbstgenutztes Wohneigentum zu erwer-
ben. 2012 wurden 29 300 Vorbezüge in der Höhe 
von 2,3 Milliarden Franken getätigt. Der Kauf einer 
Liegenschaft erfolgt wohlüberlegt und die Banken 
haben in den letzten Jahren die Voraussetzungen an 
das notwendige Eigenkapital bei einem Kauf ver-
schärft. Probleme mit einem erhöhten späteren EL-
Bezug gibt es nicht generell. Der ASIP plädiert da-
her dafür, an den heutigen Kapitalbezugsmöglich-
keiten ohne grundlegend neue Erkenntnisse nichts 
zu ändern. Um der behaupteten Gefahr der zweck-
widrigen Verwendung von Vorsorgegeldern zu be-
gegnen, ist vielmehr bei den Kriterien, die einen EL-
Bezug rechtfertigen, anzusetzen. Die zum Beispiel 
im Kanton Genf eingeführte Regelung, wonach nur 
derjenige Anspruch auf kantonale EL hat, der den 
Kapitalbezug ausschliesslich für die eigene Vorsor-
ge verwendet hat, kann wegleitend sein. Der Vor-
sorgezweck kann nämlich auch mit der Umwand-
lung des Vorsorgekapitals in eine Leibrente oder 
mit der Verwendung der Mittel zur Finanzierung 
von Wohneigentum gewahrt werden. 

Fazit: Ein generelles Verbot für Kapitalbezüge 
in der obligatorischen beruflichen Vorsorge ist 
verfehlt und steht im Widerspruch zu früheren, 
differenzierteren Verlautbarungen des Bundesra-
tes. Der aktuell gefällte Richtungsentscheid führt 
in die Irre.

«Wären die Hürden 
für Volksinitiativen 
noch gleich hoch  
wie 1891, bräuchte  
es heute 390000  
Unterschriften.»

«Es ist eine unfaire Behauptung, dass 
Rentner das Kapital verprassen.»

Mark Balsiger
Inhaber Border  
Crossing Medien & 
Kommunikation 

Hanspeter Konrad
Direktor ASIP (Schweizerischer Pensionskassenverband)


